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zum Referentenentwurf einer  

Dreizehnten Verordnung zur Änderung der Verordnung über Ausnahmen von 
straßenverkehrsrechtlichen VorschriŌen für Fahrzeuge und 
FahrzeugkombinaƟonen mit Überlänge (LKWÜberlStVAusnV) 

Entwurfsstand: 25.10.2024 

 

Wir danken für die Beteiligung und die Gelegenheit zur Stellungnahme zu der o.g. 
Änderungsverordnung. Der Dank umfasst auch die Bereitstellung einer Synopse zur Verdeutlichung der 
im Anhang vorgenommenen Änderungen und die Setzung einer angemessenen Beteiligungsfrist, die 
uns die Einbindung unseres Mitgliedsbereichs - ermöglicht hat.  

Bezüglich der Beteiligung der Kommunen im Vorfeld der jeweiligen Ländermeldungen liegen uns 
weiterhin gegenläufige Rückmeldungen aus dem Mitgliedsbereich vor.  Einerseits wird uns eine 
Anhörung zumindest der Unteren Straßenverkehrsbehörden von Mitgliedern genannt. In einem Fall 
fanden nachweisbar Fahrversuche staƩ. Demgegenüber wurden  weiterhin kommunale BaulasƩräger 
offensichtlich mehrfach nicht beteiligt (s. unten 2). 

Inhaltlich halten wir allerdings aus kommunaler Sicht weiter an der grundsätzlichen KriƟk bezüglich der 
dauerhaŌen Beibehaltung des ausnahmsweise eingeführten Fahrversuchs und der weiteren 
Ausdehnung des Streckennetzes für Lang-Lkw fest. Die Kommunen haben weiterhin ein großes 
Interesse, dass Lieferungen nicht durch überlange Lkw erfolgen, die wegen Lärm, Abgasen aber auch 
aus Gründen der Verkehrssicherheit in den Ortsdurchfahrten abgelehnt werden. Dazu sind aus 
NachhalƟgkeits- und Klimaschutzgründen Anreize für eine weitere Verlagerung großer Gütermengen 
auf die Bahn, u.a. durch Digitalisierung und Elektrifizierung der Schiene, oder auf das Binnenschiff 
notwendig. Entsprechend wirken poliƟsch angestrebte Effizienzsteigerungen im Straßengüterverkehr 
kontraprodukƟv. 
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1. Keine Wende- und Umladepunkte am Endpunkt / Weiterfahrt nicht zulässig 

Als KriƟkpunkt schon bei vorherigen Verordnungsänderungen nicht ausgeräumt wurde, dass Routen 
an Punkten enden, die ein Wenden der Lang-Lkw nicht erlauben (Brücken, Landes- und 
Bundesgrenzen). Als Beispiel für Endpunkte an Landesgrenzen führen wir beispielhaŌ an: 

- B 96 von A 20 (AS Neubrandenburg Ost), 17098 Friedland, bis LG Mecklenburg-
Vorpommern/Brandenburg, S. 10 der Synopse 

- B 239 von A 28 (AS Filsum) über B 72, B 69, Vechta, B 214 Richtung Wetschen bis B 239 bis LG 
Niedersachsen/Nordrhein-Wesƞalen, S. 95 der Synopse 

- B 64 von A 7 (AS Seesen) bis Anschluss B 64 bis LG Niedersachsen/Nordrhein-Wesƞalen S. 90 
der Synopse 

In diesen Fällen konnten wir keine Änderung feststellen.  

Bezüglich des Verkehrs von Lang-Lkw, die die Grenzen der Bundesrepublik Deutschland überschreiten, 
bestehen nach unserem InformaƟonsstand nur Abkommen mit den Niederlanden und Dänemark. 
Grenzüberschreitend sind Lang-Lkw in ÜbereinsƟmmung mit dem EU-Recht nur einsetzbar, wenn 
zwischen den Nachbarstaaten eine völkerrechtliche Vereinbarung zum Lang-Lkw-Einsatz besteht. 

Ein Fehlverhalten durch ungenehmigte Weiterfahrt von Lang-LKW an Landes- und Bundesgrenzen wird 
damit seitens des Bundes mindestens in Kauf genommen. Eine Kontrolle der Einhaltung erfolgt seitens 
Bund und Ländern unzureichend, so dass weiterhin von einer hohen Dunkelziffer an Routenverstößen 
auszugehen ist. 

Wir biƩen daher angelegentlich der 13. Novelle erneut ausdrücklich, die Anlage einer Revision zu 
unterziehen und in der PosiƟvliste eindeuƟg den letzten möglichen Wende- oder Umladepunkt als 
Endpunkt einer zulässigen Route auszuweisen; bei einer Bundes- oder Landesgrenze immer dann, 
wenn keine Anschlussbefahrung zulässig oder ein Umladen nicht möglich ist. 

Sollten solche Endpunkte beibehalten werden, sind diese nach unserer Auffassung ausdrücklich in der 
Anlage zu kennzeichnen. Dafür schlagen wir folgende Anmerkungen unmiƩelbar nach der Nennung 
des Endpunkts vor: 

* eine Vereinbarung über grenzüberschreitende Lang-Lkw-Verkehre liegt nicht vor (Ausland) 

** eine Weiterfahrƞahrt an diesem Endpunkt ist nicht zugelassen (innerdeutsch). 

Diese Kennzeichnung biƩen wir auch in die Legende der nicht-amtlichen Karte auf der Internetseite 
des BMDV zu übernehmen: 

hƩps://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/StV/posiƟvnetz-lang-lkw.pdf 

Ferner regen wir aus aktuellem Anlass an, in der Verordnung selbst eine Verpflichtung der 
Fahrzeugführer aufzunehmen, sich vor FahrantriƩ über die Befahrbarkeit des Routenverlaufs zu 
versichern. Aktuell bestehen erhebliche Streckensperrungen im Haupt- und Nebennetz (s. dazu auch 
unter 2 zur A 45), z.B. infolge von sanierungsbedürŌigen Brücken oder Oberflächen. Eine solche 
Verpflichtung triŏ etwa auch Führer von Großraum- und Schwertransporten (GST). Im Gegensatz zu 
GST ist die zuständige Genehmigungsbehörde aus eigener Kenntnis bei Streckensperrungen in der 
Lage, Genehmigungen zu widerrufen und AlternaƟven anzubieten. Eine Genehmigungspflicht abseits 
der Ausnahmeverordnung besteht für Lang-Lkw nicht, so dass eine Behörde keine Auflagen, sondern 
allenfalls Hinweise erteilen kann. Eine eigenverantwortliche Wahrnehmung durch die Führer der Lang-
LKW halten wir daher für zwingend erforderlich ist. 
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2. Befahrbarkeit der Strecken / Umfahrung / Beteiligung kommunaler BaulasƩräger 

Wir weisen nachdrücklich darauf hin, dass von den Lang-LKW zusätzliche Belastungen für die 
Verkehrsinfrastruktur ausgehen. Es muss sichergestellt sein, dass die überlangen Fahrzeuge und 
FahrzeugkombinaƟonen die fraglichen Strecken in kommunaler Baulast auch tatsächlich befahren 
können müssen. Das gilt beispielsweise für Kreisverkehre, Abzweigungen und Einmündungen. 

Als problemaƟsch sehen wir in diesem Zusammenhang insbesondere an, dass in das befahrbare 
Streckennetz für Lang-Lkw auch StreckenabschniƩe auf Bundesautobahnen mit notleidenden 
verkehrlichen Infrastrukturen einbezogen werden bzw. einbezogen bleiben sollen, die zwangsläufig 
Umleitungen über das kommunale Straßennetz erforderlich machen.  

KriƟsch sehen wir insoweit etwa die Einbeziehung der BAB A 45 („Sauerlandlinie“) zwischen Dortmund 
und dem Seligenstädter Dreieck aufgrund der mangelnden durchgängigen Befahrbarkeit der BAB 45 
infolge des grundhaŌen Ersatzbaus der Talbrücke Rahmede (Vollsperrung zwischen AS Lüdenscheid-
Nord und AS Lüdenscheid-MiƩe in beiden Fahrtrichtungen). Die kommunalen und innerstädƟschen 
Umleitungsstrecken sind aufgrund enger Einmündungsbereiche mit mitunter mangelnden 
Schleppradien für die Umfahrungen nicht maßgeblich ausgelegt und folglich ohne zusätzliche 
verkehrliche Maßnahmen nicht nutzbar.  

Wir appellieren an das Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV), solche 
StreckenabschniƩe von vornherein nicht in das befahrbare Streckennetz einzubeziehen, bis die 
entsprechende notleidende Infrastruktur instandgesetzt ist und Umleitungen über das nachgelagerte 
Straßennetz nicht mehr erforderlich sind. 

Wir sehen den Bund darüber hinaus in der Pflicht, sicherzustellen, dass vor einer Aufnahme weiterer 
Strecken in die PosiƟvliste betroffene StraßenbaulasƩräger von den Ländern in die Prüfung 
einbezogen werden. Uns haben erneut mehrere Hinweise erreicht, die darauf hindeuten, dass die 
kommunalen Straßenbehörden von entsprechenden Prüfungen keine Kenntnis haben und mithin 
offenbar nicht ausreichend und flächendeckend in die Prüfung einer Streckeneinbeziehung einbezogen 
wurden.  

 

3. Beteiligung an den Infrastrukturkosten / Lkw-Maut 

Lang-Lkw schöpfen das Gesamtgewicht von 40 t bzw. 44 t im kombinierten Verkehr regelmäßig aus und 
verursachen entsprechend einen gesteigerten Verschleiß von Straßenoberflächen und Brücken. 
Ursache ist, dass die Einwirkung auf Infrastrukturbauwerke als mehrfache Potenz der Achslast 
zunimmt. Die Lang-Lkw verursachen auf den zur Befahrung ausgewiesenen Strecken damit auch einen 
erhöhten Straßenunterhaltungsaufwand. Die von den Ländern – ggf. unter Beteiligung der Kommunen 
– vorgenommene Eignungsprüfung bezieht diesen Unterhaltungsaufwand nicht ein. Insofern 
widersprechen wir außerdem der Darstellung unter Punkt E.3 b) der Änderungsverordnung, der nur 
die Streckenprüfung als vorgeblichen Sowieso-Aufwand der bereits bestehenden 
Ausnahmeverordnung nennt, im Übrigen aber von keinem zusätzlichen Erfüllungsaufwand ausgeht. 

Aus unserer Sicht, sind Lang-Lkw adäquat an der Finanzierung der von ihnen genutzten Infrastruktur 
in kommunaler Baulast zu beteiligen. Dazu regen wir erneut an, die Strecken der PosiƟvliste für Lang-
Lkw vollständig in die Schwerverkehrsabgabe einzubeziehen und den Kommunen bezüglich der 
StreckenabschniƩe in kommunaler Baulast - wie im Lkw-Mautgesetz vorgesehen - den entsprechenden 
Anteil der Einnahmen zu erstaƩen. Diese Einbeziehung sollte auch einfach auf dem Verordnungsweg 
möglich sein, da die Strecken in aller Regel eine Anbindung an die mautpflichƟgen Bundesfernstraßen 
haben und auch zur Umfahrung geeignet sind. 
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4. Hinweise zu den StreckenabschniƩen in der Anlage: 

Konkret haben uns zur PosiƟvliste folgende Hinweise erreicht: 

- Der Landkreis Rostock weist für den StreckenabschniƩ B 103 „von A 19 (AS Laage) bis B 108 
und L 39 (18299 Laage) und von B 192 (19395 Plau am See) bis LG Brandenburg/Mecklenburg-
Vorpommern“ (S. 10 der PosiƟvliste) darauf hin, dass in Schleppkurve von Laage Richtung 
Güstrow wahrscheinlich zu eng ist. In Bezug auf den StreckenabschniƩ L 13 („von B 103 bis 
Hans-Adam-Allee, 18299 Laage, […] bis [..] Wiendorf“) wird die OD Schwann aufgrund enger 
Kurvenradien kriƟsch gesehen. Zu den StreckenabschniƩen L 191 (von A 19 bis … Dummerstorf) 
und L 241 („von B 198 bis Glienholzweg, 17207 Röbel/Müritz“) wird darauf hingewiesen, dass 
es sich um Behelfsanschlussstellen handelt mit ggf. zu engen Schleppkurven. 
 

- Der Landkreis Ludwigslust-Parchim informiert, dass für die Knotenpunkte an der K59 und an 
der K125 zu prüfen ist, ob die Ausbaubreiten tatsächlich ausreichend sind. Die Kreisverwaltung 
wurde offenbar nicht in eine solche Prüfung einbezogen. 
 

- Für den Landkreis Traunstein weisen wir darauf hin, dass die Kreisstraßen TS 06 und TS 03 
zwar in den Beschreibungen der StreckenabschniƩe genannt werden, aber in der 
Straßenauflistung nur die ST 2095 enthalten ist. Wir biƩen um entsprechende Ergänzung der 
Straßenauflistung. 
 

- Im Landkreis Emsland soll die Kreisstraße 233 in das PosiƟvnetz einbezogen werden. Die 
Kreisstraße K 233 wird in der Liste fälschlicherweise allerdings als K 223 aufgeführt. Wir biƩen, 
diesen Fehler zu korrigieren. 
 

- Die Stadt Ulm weist darauf hin, dass die mehrfach im Anhang genannte B 19 auf Ulmer 
Gemarkung seit geraumer Zeit zur L 1079 abgestuŌ. Die korrekte Bezeichnung der Verbindung 
sollte daher bei der anstehenden Änderung berücksichƟgt werden. 

 

 

 

 

 

 

 


